Richtlinie
des Ministeriums fur Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz (MLUK)
des Landes Brandenburg
tiber die Gewahrung von Zuwendungen zur Férderung der naturnahen Entwicklung
von Gewassern und zur Férderung von MaBnahmen zur Starkung der
Regulationsfiahigkeit des Landschaftswasserhaushaltes (Richtlinie
Gewasserentwicklung / Landschaftswasserhaushalt — RL GewEntw / LWH)
vom 16.08.2021

zuletzt geandert durch die Richtlinie des Ministeriums flr Land- und Ernahrungswirtschaft,
Umwelt und Verbraucherschutz vom 04.05.2026

1. Rechtsgrundlage, Zuwendungszweck
Das Land gewahrt nach Maltgabe dieser Richtlinie sowie auf der Grundlage

- der §§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung (LHO) sowie der dazu erlassenen
Verwaltungsvorschriften und

- des Rahmenplans der Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der Agrarstruktur und
des Kustenschutzes® (GAK)

Zuwendungen zur Férderung von nachhaltigen Malinahmen zur naturnahen Entwicklung von
Gewassern und zur Starkung der Regulationsfahigkeit des Landschaftswasserhaushaltes.

Mit dieser Férderung wird eine umweltvertragliche Bewirtschaftung der Wasserressourcen, die
Verbesserung der Gewasserqualitat und der wasserwirtschaftlichen Infrastruktur als Beitrag
zur nachhaltigen Entwicklung des landlichen Raums und fur die Umsetzung der Ziele der EG-
Wasserrahmenrichtlinie und EG-Hochwasserrisikomanagementrichtlinie  verfolgt. Die
Finanzierung dient der nachhaltigen Gewasserbewirtschaftung gemaR § 6 des Wasserhaus-
haltsgesetzes (WHG).

Ein Anspruch der Antragstellenden auf Gewahrung der Zuwendung besteht nicht. Vielmehr
entscheidet die Bewilligungsbehdrde aufgrund ihres pflichtgemafien Ermessens im Rahmen
der verfiigbaren Haushaltsmittel.

Mit dem Vorhaben darf grundsatzlich nicht vor Erteilung des Zuwendungsbescheides
begonnen werden. Es besteht jedoch die Madglichkeit zur Beantragung des vorzeitigen
Vorhabenbeginns nach MaRgabe der LHO mit der Antragstellung. Die Antragstellenden durfen
mit der Durchflihrung des beantragten Vorhabens beginnen, sobald ihnen die Genehmigung
des Antrages auf vorzeitigen Vorhabenbeginn von der Bewilligungsbehdrde vorliegt. Aus
dieser Erlaubnis zum vorzeitigen Vorhabenbeginn leitet sich jedoch kein Anspruch auf eine
Zuwendung ab.

Als Vorhabenbeginn gilt grundsatzlich der Abschluss eines der Ausfuhrung zugerechneten
Lieferungs- oder Leistungsvertrages. Bei Baumallnahmen gelten Planung, Baugrundunter-
suchung, Grunderwerb und bauvorbereitende MalRnahmen (zum Beispiel Abbruch- und
Planierarbeiten) nicht als Beginn des Vorhabens.

Personen und Funktionsbezeichnungen gelten in dieser Richtlinie jeweils in mannlicher und
weiblicher Form.

2, Gegenstand der Forderung
21 Konzeptionelle Vorarbeiten und Erhebungen im Zusammenhang mit Mal3hahmen nach

den Nummern 2.2 bis 2.4,
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2.2

2.3

2.4

3.

unter anderem Machbarkeitsstudien, Untersuchungen, Konzepte, Dokumentationen
und Planungen nach Leistungsphasen 1 bis 4 der Honorarordnung fir Architekten und
Ingenieure (HOAI)

Malnahmen zur naturnahen Gewasserentwicklung, um den 6kologischen Zustand /
Potenzial der oberirdischen Gewasser zu verbessern durch:

Schaffung von Gewasserentwicklungsraumen durch Einrichtung und Gestaltung von
Gewasserrandstreifen einschlieBlich standortgerechter Pflanzungen

. Verbesserung der hydromorphologischen Bedingungen durch Gewasserentwicklungs-

korridore, Schaffung naturnaher Gewasserstrukturen beziehungsweise Initiieren einer
eigendynamischen Entwicklung, zum Beispiel durch

- Anderung der Gewéasserdynamik oder der Gewéassermorphologie,

- Laufverlangerung begradigter Gewasser

- Beseitigung von Gewasserverbau

- Anbindung von Altarmen

- Revitalisierung von Auen

Verbesserung der hydromorphologischen Bedingungen durch Veranderung von
Menge, Struktur und Zusammensetzung des Substrats im Flieligewasserbett und
Gewasserboden

Verbesserung / Wiederherstellung der biologischen Durchgangigkeit der Gewasser,
insbesondere durch die Errichtung geeigneter Fischwanderhilfen, Rickbau oder
bauliche Anpassung von Querbauwerken

Mafinahmen zur Verbesserung des Wasserrlickhalts in der Landschaft

Hydromorphologische Malnahmen zur naturnahen Gewasserentwicklung, die der
Verbesserung des Wasserrickhalts im Gewasser dienen wie Anhebung der
Gewassersohle, Reduzierung von Sohleintiefungen

Mallnahmen zur naturnahen Gewasserentwicklung, die durch Schaffung und
Wiederherstellung von Speicherfunktionen in der Landschaft, zum Beispiel Anbindung
von Kleingewassern oder das Anlegen von Pufferrdumen, der Verbesserung des
Wasserruckhalts dienen

Mallnahmen zur naturnahen Gewasserentwicklung, die durch Herstellung und
Verbesserung der Steuerungsmoglichkeiten des Gebietsabflusses durch
wasserwirtschaftliche Anlagen der Verbesserung des Wasserrtickhalts dienen

Mallnahmen zur Verbesserung des Steuerungspotentials flir ein optimiertes
Wassermanagement durch den Umbau oder Ersatzneubau von Wehren,
Schopfwerken und sonstigen wasserwirtschaftlichen Anlagen zur Anpassung des
Landschaftswasserhaushaltes an die negativen Folgen des Klimawandels

Zuwendungsempfangende

Gewasserunterhaltungsverbande und andere Koérperschaften des offentlichen Rechts, mit
Ausnahme des Landes.

4.

4.1

4.2

Zuwendungsvoraussetzungen

Die Vorhaben missen mit der EG-Wasserrahmenrichtlinie und mit der EG-
Hochwasserrisikomanagementrichtlinie vereinbar sein.

Zu dem Vorhaben mussen bei Antragstellung die Vorprifungen gemal® Nummer 7.1
abgeschlossen sein.



4.3

4.4

5.1

5.2

5.3

5.4

Die Foérderung erfolgt in der fur den Europaischen Landwirtschaftsfonds fur die
Entwicklung des landlichen Raums (ELER) definierten Gebietskulisse ,Landlicher Raum
Brandenburg®.

Far Vorhaben nach Nummern 2.2 bis 2.4 mussen folgende Voraussetzungen spatestens
nach Abschluss der Leistungsphase 4 (HOAI) erfiillt und durch Vorlage nachgewiesen
werden:

- Der Nachweis der Zustimmung der Grundstlickeigentimer zum Vorhaben: Far
Anlagen, die sich nicht im Eigentum des Vorhabentragers befinden, ist
nachzuweisen, dass das zweckbestimmte Nutzungsrecht mindestens fiir die Dauer
der Zweckbindungsfrist (gemals Nummer 6.3) vertraglich gesichert ist oder der
Vorhabentrager gesetzlich zum Betrieb der Anlage verpflichtet ist.

- Die Nachweise des Nutzungsrechts koénnen auch mit Vorlage eines
Planfeststellungs- oder Plangenehmigungsbeschlusses oder  dessen
Inaussichtstellung erbracht werden.

- Erforderliche, bestandskraftige behdrdliche Zulassungen (z. B. Baugenehmigung,
wasserrechtliche Zulassung) oder deren Inaussichtstellung durch die Behérde.

Art, Umfang und Héhe der Zuwendung
Zuwendungsart: Projektférderung
Finanzierungsart: Anteilfinanzierung
Form der Zuwendung: Zuschuss
Bemessungsgrundlage:
Es gilt eine Bagatellgrenze in Hohe von 2 500 Euro.
Die Férderung betragt bis zu 90 Prozent der forderfahigen Kosten.
Der Eigenanteil kann durch auf diesen Zweck gerichtete finanzielle Leistungen Dritter

erbracht werden.

Forderfahig sind alle Kosten zur Umsetzung eines Vorhabens im Sinne dieser
Richtlinie, dazu zahlen unter anderem:

Kosten fur gutachterliche und beratende Leistungen;

allgemeine Aufwendungen fur Architekten- und Ingenieurleistungen nach der HOAI
in der jeweils geltenden Fassung;

Investitionen fur die Umsetzung des Vorhabens einschliellich der notwendigen
Ausgleichs- und Ersatzmalinahmen;

Notar- und Gerichtskosten zur Gewahrleistung der Vorhabenumsetzung;
notwendiger Grunderwerb bis maximal 10 Prozent der zuschussfahigen
Gesamtausgaben. Bei Brachflachen und ehemals industriell genutzten Flachen mit
Gebauden erhdht sich dieser Grenzwert auf 15 Prozent. In ordnungsgemafn
begriindeten Ausnahmefallen kann der Grenzwert fir Umweltschutzvorhaben Gber
die jeweiligen vorstehend genannten Prozentsatze hinaus angehoben werden.
Dabei handelt es sich um eine Fall-zu-Fall-Entscheidung nach Malgabe fachlicher
Prioritdten zur Zielerreichung der EG-Wasserrahmenrichtlinie fir Gewasser-
entwicklungskorridore, die Wiederanbindung von Auen, Altarmanschlisse und
Pufferzonen gegenuber Stoffeintrdgen in Gewassern, fur die keine anderweitige
Option zur Flachensicherung in Betracht kommt;
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5.5

6.1

6.2

6.3

6.4

6.5

6.6

- unbare Eigenleistungen der Zuwendungsempfangenden.

Von der Férderung ausgeschlossen sind:

- der Bau von Verwaltungsgebauden;

- die Beschaffung von Kraftfahrzeugen und Geraten;

- die Unterhaltung und Pflege von Gewassern und wasserwirtschaftlichen Anlagen;

- gewasserkundliche Daueraufgaben;

- institutionelle Férderungen;

- Geldzahlungen anstelle von Ausgleichs- und Ersatzmalinahmen;

- Gerichts- und Anwaltskosten bei Klagen der Antragstellenden gegen das Land
Brandenburg.

Die Umsatzsteuer ist forderfahig, fir den Fall, dass die Zuwendungsempfangenden
nicht vorsteuerabzugsberechtigt (nach § 15 und 24 des Umsatzsteuergesetzes (UStG))
sind.

Sonstige Zuwendungsbestimmungen

Die Zuwendungsempfangenden haben in geeigneter Weise sicherzustellen, dass die
Anforderungen an Umweltschutz, Ressourceneffizienz, Klimaschutz, Anpassung an
den Klimawandel, biologische Vielfalt, Katastrophenresistenz und Risikopravention
und -management bei der Umsetzung des Vorhabens bericksichtigt werden.

Eine Weitergabe der Zuwendung ist nicht zulassig.

Die Zuwendung erfolgt unter dem Vorbehalt des Widerrufs flr den Fall, dass die
geforderten

- Bauten und baulichen Anlagen innerhalb eines Zeitraums von zwdélf Jahren nach
der Abschlusszahlung an die Zuwendungsempfangenden;

- technischen Einrichtungen, Maschinen und Gerate innerhalb eines Zeitraums von
funf Jahren nach Abschlusszahlung an den Zuwendungsempfangenden

veraulRert oder nicht mehr dem Zuwendungszweck entsprechend verwendet werden.

Die Zuwendungsempfangenden sind verpflichtet, die jeweils geltenden Bestimmungen
des Bundes Uber die von den Landern zu treffenden Informations- und
Sichtbarkeitsvorschriften  flr die Interventionen der GAK einzuhalten:
https://eler.brandenburg.de/eler/de/kommunikation/beguenstigte/information-und-
sichtbarkeit-gak/.

Der Bundesrechnungshof, der Landesrechnungshof, das Fachministerium sowie deren
beauftragte Dritte und alle an der Finanzierung beteiligten 6ffentlichen Mittelgeber sind
berechtigt, bei den Zuwendungsempfangenden zu prifen.

Es wird darauf hingewiesen, dass in Bezug auf die Anwendung der vergaberechtlichen
Vorschriften die einschlagigen Festlegungen gemaR § 44 LHO (Allgemeine
Nebenbestimmungen fir Zuwendungen zur Projektférderung [ANBest-P] und
Allgemeine Nebenbestimmungen fir Zuwendungen zur Projektférderung an
Gemeinden [GV] - [ANBest-G]) gelten. Diese sind als Anlage Bestandteil des
Bescheides.


https://eler.brandenburg.de/eler/de/kommunikation/beguenstigte/information-und-sichtbarkeit-gak/
https://eler.brandenburg.de/eler/de/kommunikation/beguenstigte/information-und-sichtbarkeit-gak/

7.1

7.2

7.3

7.4

7.5

7.6

Verfahren

Fachliche Vorprifungen

Alle Projekte bedlrfen vor der Antragstellung einer fachlichen Vorprifung und
Votierung durch die Regionale Arbeitsgruppe (RAG). Die Regionale Arbeitsgruppe wird
im Rahmen von MaBnahmen nach Nummer 2.1 sowie nach Nummer 2.2 im
Zusammenhang mit diesen Mallnahmen vom Wasserwirtschaftsamt geleitet und im
Rahmen von Matnahmen nach den Nummern 2.3 und 2.4 sowie nach Nummer 2.1 im
Zusammenhang mit diesen MalRhahmen vom MLEUV geleitet. Die beabsichtigten
Fordervorhaben sind in einer friihen Planungsphase (Projektidee, Vorplanung) mit
aussagekraftigen  Projektunterlagen  (Mindestanforderungen gem. MLEUV-
Internetseite) beim Wasserwirtschaftsamt bzw. MLEUV einzureichen, um sie der RAG
zur Votierung vorzustellen. Mit dem Votum werden den Antragstellenden Hinweise zu
den erforderlichen Forderzielstellungen und Zuwendungsvoraussetzungen gegeben
(z. B. Grundlagen und Nachweise flr erforderliche Genehmigungen, Erlaubnisse und
Zustimmungen, Beachtung von Kosteneffizienz usw.).

Das Votum der fachlichen Vorprifung wird Bestandteil der Antragsunterlagen.

Die Einhaltung der Hinweise und Vorgaben der fachlichen Vorprufung werden in der
fachlichen Stellungnahme (siehe Nummer 7.2) gepruft und gewdrdigt.

Antragsverfahren
Der Antrag ist formgebunden bei der Bewilligungsbehdrde zu stellen.

Die Antragsprufung erfolgt unter Berlicksichtigung der fachlichen Stellungnahme des
Wasserwirtschaftsamtes bzw. MLEUV. Die Bewilligungsbehdrde holt sich die fachliche
Stellungnahme hierzu ein.

Antrage auf Gewahrung von Zuwendungen nach dieser Richtlinie kdnnen fortlaufend
eingereicht werden.

Bewilligungsverfahren
Bewilligungsbehdrde ist die Investitionsbank des Landes Brandenburg (ILB).

Anforderungs- und Auszahlungsverfahren
Die Auszahlungsantrage sind schriftlich an die Bewilligungsbehoérde zu richten.

Die Auszahlung der Férdermittel kann auch im Wege einer Vorschusszahlung erfolgen.
Dabei darf die Anforderung der Zuwendung nicht eher erfolgen, als sie innerhalb von
drei Monaten nach der Auszahlung flur féllige Zahlungen bendtigt wird. Mit dem
Auszahlungsantrag haben die Zuwendungsempfangenden eine Dokumentation der
Auftragsvergabe einzureichen. Die Abrechnung der Vorschusszahlung erfolgt jahrlich.
Die Abrechnung der Gesamtkosten erfolgt nach Beendigung durch den Verwendungs-
nachweis (siehe Nummer 7.5).

Verwendungsnachweisverfahren
Der Verwendungsnachweis ist zur Prifung gegeniber der Bewilligungsbehdrde zu
erbringen.

Zu beachtende Vorschriften

Far die Bewilligung, Auszahlung, Abrechnung der Zuwendung sowie fur den Nachweis
und die Prifung der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Aufhebung des
Zuwendungsbescheides und die Rickforderung der gewahrten Zuwendung gelten die
VWIVVG zu §§ 23 und 44 LHO, soweit nicht in dieser Richtlinie Abweichungen
zugelassen sind.



Die Daten der Zuwendungsempfangenden werden unter Beachtung der
datenschutzrechtlichen Vorgaben elektronisch gespeichert und verarbeitet.

8. Geltungsdauer
Diese Richtlinie tritt mit Datum der Unterzeichnung in Kraft und gilt bis zum 31.
Dezember 2028. Mit Inkrafttreten dieser Richtlinie tritt die Richtlinie des Ministeriums
fur Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz des Landes Brandenburg Uber die
Gewahrung von Zuwendungen zur Forderung der naturnahen Entwicklung von

Gewassern und zur Férderung von Mallnahmen zur Starkung der Regulationsfahigkeit
des Landschaftswasserhaushaltes vom 26. Mai 2020 aul3er Kraft.

Potsdam, den 16. August 2021

Der Minister fiir Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz

Axel Vogel



	1. Rechtsgrundlage, Zuwendungszweck
	2. Gegenstand der Förderung
	3. Zuwendungsempfangende
	4. Zuwendungsvoraussetzungen
	5. Art, Umfang und Höhe der Zuwendung
	6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen
	7. Verfahren
	8. Geltungsdauer

